
Angesichts der zunehmenden Niederlagen der Erhard- 
Politik und des wachsenden Unbehagens in breiten 
Kreisen der westdeutschen Bevölkerung soll nun die 
Notstands-Diktatur unmittelbar nach «Ostern, noch vor 
den Bundestagswahlen, mit Hilfe des Bundestages 
durchgepeitscht werden.
Es liegt im Interesse des deutschen Volkes und aller 
Völker der Welt, daß die atomwütigen Revanchepoli­
tiker, die an der Spitze der Bundesrepublik stehen, ge­
zügelt werden. Dazu schlägt die Deutsche Demokrati­
sche Republik vor, die deutsche Frage friedlich durch 
die Abrüstung in Deutschland, durch Verhandlungen 
über eine deutsche Friedensregelung, die zwischen den 
beiden deutschen Staaten vorbereitet wird, zu lösen. 
Die deutsche Friedensregelung würde auch den Weg 
zur Wiedervereinigung frei machen.
Im Interesse des Friedens fordert die Deutsche Demo­
kratische Republik, 

daß die Regierung Westdeutschlands sofort und end­
gültig auf solche friedensgefährdenden Provokatio­
nen verzichtet, wie die Bundestagssitzung in West­
berlin;
daß die Regierungen Westdeutschlands und der Deut­
schen Demokratischen Republik den Rüstungsstopp 
und den Verzicht auf Atomrüstung in jeglicher Form 
in beiden deutschen Staaten vereinbaren; 
daß Verhandlungen über die Herstellung normaler 
Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten 
und zwischen der DDR und dem besonderen Gebiet 
Westberlin aufgenommen werden.

Der Nationalrat der Nationalen Front des demokrati­
schen Deutschland erklärt: Kein Deutscher will unter 
der Atombombe und zusammen mit Mördern leben.
Wir appellieren an die Bevölkerung Westdeutschlands:
Nehmt den aktiven Widerstand gegen die gefährliche 
Politik der CDU/CSU, die Politik der Revanche und der 
Atomkriegsvorbereitung, auf! Die Bevölkerung West­
deutschlands kann dabei der Unterstützung durch die 
Deutsche Demokratische Republik gewiß sein, die den 
Feinden des Friedens in Bonn gerade in den letzten 
Monaten am Nil und an der Spree schwere Niederlagen 
beigebracht hat.
Das ist unser Programm — das Programm der Bürger 
der Deutschen Demokratischen Republik und aller 
friedliebenden Menschen in Westdeutschland zur deut­
schen Friedensregelung.
Wir appellieren an die Völker der Welt:
Unterstützt dieses Programm der deutschen Friedens­
regelung! Helft die Überzeugung verbreiten, daß dieser 
einzige Weg zur Bannung der von Westdeutschland 
ausgehenden Kriegsgefahr allen Völkern nutzt, 
weil er den Frieden in Europa gewährleistet, 
weil er die Bonner Neokolonialisten zügelt, 
weil er die Unabhängigkeit der Staaten sichert.
Laßt uns gemeinsam diesen Weg beschreiten im Ge­
denken an die Millionen Opfer des zweiten Weltkrieges, 
in Verantwortung vor der heutigen Generation und vor 
der Zukunft unserer Nation.

Dr. HEINRICH TOEPL1TZ, Präsident des Obersten Gerichts

Erfahrungsaustausch mit sowjetischen Juristen
Der 20. Jahrestag der Befreiung des deutschen Volkes 
vom Faschismus ist uns Veranlassung, der welthistori­
schen Tat zu gedenken, die für die Entwicklung Euro­
pas und die Perspektive des deutschen Volkes von ent­
scheidender Bedeutung war. Angesichts der Tatsache, 
daß die Sowjetunion die Hauptlast des Krieges gegen 
Hitler-Deutschland trug und die größten Opfer brachte, 
gilt an diesem Feiertag unser Dank den Helden der 
Sowjetunion. Dieser Dank reicht aber über die Befrei­
ung vom Hitler-Faschismus weit hinaus. Er erstreckt 
sich auch auf die umfassende Hilfe, die der Bevölke­
rung der damaligen sowjetischen Besatzungszone beim 
Aufbau eines neuen Lebens zuteil wurde. Am Anfang 
ging es um die Sicherung der Ernährung und die 
Wiederaufnahme der industriellen Produktion. Dazu 
mußten die materiellen und geistigen Trümmer beiseite 
geräumt werden, mußte ein neuer, antifaschistischer 
Staatsapparat geschaffen werden, mußte an die Stelle 
der pervertierten faschistischen Justiz eine wesensmäßig 
andere, eine antifaschistische Justiz treten.
Es soll nicht Aufgabe dieses Beitrages sein, den Aufbau 
dieser Justiz, an dem der Verfasser nahezu 20 Jahre mit­
gewirkt hat, zu schildern. Das ist an anderer Stelle 
mehrfach geschehen. Hier soll nur hervorgehoben wer­
den, daß auch bei der Schaffung einer antifaschistischen 
Justiz und beim späteren Übergang zur sozialistischen 
Justiz die Hilfe und die Erfahrungen unserer sowjeti­
schen Freunde und Berufskollegen von größter Bedeu­
tung waren. Deshalb gilt aus Anlaß des 8. Mai 1965 
unser Dank den Justizoffizieren der ehemaligen So­
wjetischen Militäradministration und den vielen so­
wjetischen Justizfunktionären, die uns in den vergange­
nen 20 Jahren bereitwillig ihr Wissen und ihre Er­
fahrungen zur Verfügung gestellt haben.
Es ist nicht möglich, die vielen Begegnungen aufzu­

zählen, die uns mit sowjetischen Juristen zusammenge­
führt haben. Ich will nur den Besuch der DDR-Juristen- 
delegation 1952 in der UdSSR sowie der späteren Dele­
gationen zum Studium der Richterwahl und der Gesetz­
gebungsfragen hervorheben, andererseits den Besuch 
der Delegation des damaligen Ministeriums der Justiz 
der RSFSR 1959 in der DDR sowie die Besuche der 
Präsidenten Gorkin und Smirnow in Berlin. Wir hoffen, 
in diesem Jahr erneut bedeutende sowjetische Juristen 
bei uns begrüßen zu können.
Ein weiteres Beispiel für den umfassenden Erfahrungs­
austausch zwischen Juristen der DDR und der UdSSR 
ist die Studienreise einer Delegation des Obersten Ge­
richts der DDR, über die hier informiert werden soll. 
Die Delegation, die vom 4. bis 18. Januar 1965 in der 
Sowjetunion weilte, hatte ausführliche Aussprachen mit 
Präsident Gorkin und den Richtern des Obersten Ge­
richts der UdSSR sowie mit Vertretern der Obersten 
Gerichte der RSFSR, der Aserbaidshanischen und der 
Tadshikischen SSR. Sie wurde vom Sekretär des 
Zentralkomitees der KPdSU Titow, vom Generalstaats­
anwalt der UdSSR, Rudenko, vom Vorsitzenden der 
Juristischen Kommission beim Ministerrat der UdSSR, 
Mischutin, und vom Moskauer Stadtsowjet empfangen. 
Sie besuchte wissenschaftliche Einrichtungen, örtliche 
Organe, Volksgerichte, Betriebe und Kolchose. In Baku 
und Duschanbe nahmen an den Aussprachen nicht nur 
die Mitarbeiter der Obersten Gerichte teil, sondern auch 
verantwortliche Vertreter der administrativen Abtei­
lungen der Zentralkomitees, der Staatsanwaltschaft, der 
Ministerien für öffentliche Ordnung und der Juristi­
schen Kommissionen der Ministerräte. Überall wurde 
unsere Delegation mit größter Freundschaft und Herz­
lichkeit empfangen. Die sowjetischen Gastgeber er­
läuterten ihre Erfahrungen bei der Leitung und Durch-
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